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Kein Sozialabbau

Die Angelobung der Regierung Fay-
mann im Dezember 2008 stand
wirtschafts- und finanzpolitisch

unter keinem guten Stern. Weltweit pro-
gnostizierten ExpertInnen die größte Fi-
nanzkatastrophe und Wirtschaftskrise seit
dem Zweiten Weltkrieg. Mit aller Kraft galt
es seither, gegen die Auswirkungen der
Krise anzukämpfen und dabei den Abbau
von Sozialleistungen und neue Belastun-
gen für den Mittelstand zu verhindern. Mit
zwei Konjunktur- und Arbeitsmarktpake-
ten reagierte die SPÖ-geführte Bundesre-
gierung rasch und richtig auf die Auswir-
kungen der Krise. Mit Werner Faymann als
Bundeskanzler wird es jedenfalls keine
Kürzungen bei den sozial Schwachen und
auch nicht beim Mittelstand geben. "Ich
lasse nicht zu, dass Menschen gegenein-
ander ausgespielt werden“, so Faymann.

Geringster Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit im europäischen Vergleich

Dass die beiden Konjunktur- und Arbeits-
marktpaket zu den besten in Europa zäh-
len, zeigt Österreichs Arbeitslosenrate im
europäischen Vergleich. So verfügt Öster-
reich über die zweitniedrigste Arbeitslo-

senrate und den geringsten Anstieg der
Arbeitslosigkeit in Europa. Gemeinsam mit
dem AMS konnten seit 1. Jänner 2009
455.000 arbeitslose Menschen wieder in
Beschäftigung gebracht werden. Denn: Er-
werbstätigkeit ist immer noch der beste
Schutz gegen Armut. Durch die beiden Ar-
beitsmarkt- und Konjunkturpakete konn-
ten 100.000 Jobs in Österreich gerettet
werden. "Ohne diese Maßnahmen wäre
die Arbeitslosigkeit in Österreich um ein
Drittel höher", so Sozialminister Rudolf
Hundstorfer.

MASSNAHMEN IM KAMPF
GEGEN ARBEITSLOSIGKEIT

Verlängerung der Kurzarbeit

Verlängerung auf 24 Monate und Ver-
knüpfung mit Qualifizierung.

Aktion 4.000 für Österreich

Mit der „Aktion 4.000 für Österreich“ erhal-
ten über4.000 Menschen mit Problemen am
Arbeitsmarkt die Chance, in Gemeinden
aber auch bei kirchlichen oder caritativen
Einrichtungen einen Arbeitsplatz zu finden.

Qualifizierungsbonus

Über 40 Prozent der Arbeitslosen verfügen
nur über einen Pflichtschulabschluss. Qua-
lifizierung und Weiterbildung sind der beste
Schlüssel im Kampf gegen Arbeitslosigkeit.
Um dies weiter zu forcieren, wird der Quali-
fizierungsbonus ab 1.Jänner2010 erhöht. Ein
Familienvater mit zwei Kindern wird 73 Pro-
zent statt 61 Prozent Nettoersatzrate erhal-
ten, wenn ersichzu einerWeiterbildung ent-
schließt, eine alleinerziehende Muttermit ei-
nem Kind sogar 91 Prozent.

DIE JUGEND IM FOKUS

Junge Menschen ohne gute Ausbildung
landen häufig in Armut und Perspektiven-
losigkeit. Die Jugend braucht positive Per-
spektiven, eine gute Ausbildung und fixe
Arbeitsplätze. Die SPÖ-geführte Bundes-
regierung hilft mit, diese Chancen für un-
sere jungen Leute zu schaffen.

Ausbildungsgarantie für Jugendli-
che bis 18 Jahre

Das Kontingent für die überbetrieblichen
Lehrgangsplätze wird um rund 2.000 auf

Für Bundeskanzler Werner Faymann stand und steht eines immer außer Frage: Mit
der SPÖ in der Regierung wird es keinen Abbau von Sozialleistungen und keine neu-
en Belastungen für den Mittelstand geben.

Mit der SPÖ in der Regierung wird es keinen Abbau von Sozialleistungen oder neue Belastungen für den Mittelstand geben.
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12.300 angehoben. Somit wird jedem Ju-
gendlichen ein Angebot am Lehrstellen-
markt gemacht.

Aktion Zukunft Jugend

Mitder"AktionZukunftJugend"garantiertdie
Bundesregierung jugendlichen Arbeitslosen
zwischen 19 und 24 Jahren, innerhalb von
sechs Monaten ein Angebot für einen Ar-
beitsplatz, eine zielgerichtete Schulung oder
eine geförderte Beschäftigung.

Jugendstiftung

Die Jugendstiftung bietet 2.000 - überwie-
gend jugendlichen Arbeitslosen - die
Chance, sich in Zeiten der Krise besser zu
qualifizieren.

Unterstützung von Ein-Personen-
Unternehmen

Nehmen Ein-Personen-Unternehmen erst-
mals einen Beschäftigen im Alter zwischen
19 und 30 Jahren auf, übernimmt das AMS
für ein Jahr die Sozialversicherungsbeiträ-
ge des Dienstgebers.

IM KAMPF GEGEN ARMUT – FÜR
MEHR SOZIALE GERECHTIGKEIT

Steuerreform

Von der Steuersenkung im Ausmaß von 3,2
Milliarden Euro profitierten vor allem Perso-
nen mit kleinen und mittleren Einkommen.

Bedarfsorientierte
Mindestsicherung

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung
tritt mit 1. September 2010 in Kraft und
schafft ein bundesweit einheitliches Min-
destniveau zur Armutssicherung. Für Be-
zieherInnen der Mindestsicherung gelten
die gleichen strengen Kriterien wie beim
Arbeitslosengeld und der Notstandshilfe.

Erhöhung des Pflegegelds

Mit der Erhöhung aller Pflegegeldstufen
selektiv nach Stufen zwischen vier und
sechs Prozent sowie neuen pauschalierten
Erschwerniszuschlägen wurde die um-
fangreichste Verbesserung in der Pflege
seit Einführung des Pflegegeldes im Jahr
1993 umgesetzt.

Kostenloses Kindergartenjahr

Die Einführung des kostenlosen Kinder-
gartenjahres für alle 5-Jährigen bringt eine
spürbare Entlastung für die Familien in
Österreich

Kindergeld Neu

Das Kinderbetreuungsgeld Neu gibt es
nun in fünf Varianten, dazu steht für ein-
kommensschwache Familien eine Beihilfe
zur Verfügung. Stolz ist Frauenministerin
Gabriele Heinisch-Hosek vor allem auf die
Einführung des einkommensabhängigen
Kinderbetreuungsgeldes – ein Meilenstein
in der Frauenpolitik ist geschafft.

KEIN ANSETZEN DES SPAR-
STIFTS BEI SOZIAL SCHWACHEN
UND MITTELSCHICHT

Hacklerregelung bleibt bis 2013

Versprechen, die vor einer Wahl gegeben
wurden, müssen halten. Deshalb stellt
Bundeskanzler und SPÖ-Parteivorsitzender
Werner Faymann klar, dass die Hacklerre-
gelung – wie versprochen und im Natio-
nalrat mit den Stimmen aller Parteien be-
schlossen – bis 2013 bleiben wird. Rund
100.000 Menschen sind von dieser gesetz-
lich fixierten Regelung betroffen, haben ihr
Leben danach ausgerichtet und unzählige
junge Menschen rechnen mit freiwerden-
den Arbeitsplätzen.

Transferkonto: Will Pröll bei
Sozialleistungen einsparen?

Dem ÖVP-Wunsch nach Transferkonten
steht die Sozialdemokratie kritisch gegen-
über, zumal noch immer nichts Konkretes
vorgestellt wurde. Dennoch erhärten sich
die Verdachtsmomente, dass damit Ein-
sparungen bei Sozialleistungen vorbereitet
werden sollen.

Keine Wiedereinführung der
Studiengebühren

Jedes Kind und jederJugendliche muss die
selben Chancen auf Bildung haben. Derso-
zialen Selektion im Bildungssystem erteilt
die Sozialdemokratie eine klare Absage.
Daher wird es mit der SPÖ in der Regierung
zu keiner Wiedereinführung von Studien-
gebühren kommen.

"Wenn es aber um eine Neiddebatte
oder das Streichen von Soziallei-

stungen geht, wird man mit unserer
erbitterten Gegnerschaft rechnen

müssen."
Bundeskanzler Werner Faymann

I N F O

Weitere sozialpolitische Maß-
nahmen der SPÖ-geführten
Regierung

� Begleitende einkommensstärkende Maß-
nahmen wie die Senkung der Arbeitslosen-
versicherung

� Rekordbudget für aktive Arbeitsmarktpolitik:
Heuer 1,411 Milliarden Euro, 44 Prozent
mehr als im Vorjahr

� Verbesserungen bei der Altersteilzeit

� Verbesserungen bei der Bildungskarenz

� Gesicherte Pensionen: Inflation wird abge-
golten

� Kosten der Gebietskrankenkassen werden
gedämpft

� Schaffung des Krankenkassen-Struktur-
fonds

„Wenn der Finanzminister ein Konto
einrichten will, gehe ich davon aus,
dass er davon etwas abheben will.“

Sozialminister Rudolf Hundstorfer über die
ÖVP-Idee eines Transferkontos
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»Die Zukunft soll man 
nicht voraussehen 

wollen, sondern 
möglich machen.«

ANTOINE DE SAINT-EXUPÉRY
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Eine Insel 
der Seligen?   
Artur Streimelweger

Terrorismusexperten 
und Terrorlogen       
Thomas Riegler 

Armut und Reichtum in Österreich 
Andreas Höferl, Barbara Hauenschild 

und Susanne Halmer

Wohnbau und 
Integration 
Karl Czasny

DIE DISKUSSIONSZEITSCHRIFT FÜR POLITIK, GESELLSCHAFT UND KULTUR

Make Austria 
a Better Place   
Norbert Templ

»Ich fi nde es reizvoll, 
neue Wege zu gehen …«   
Interview mit Ingela Bruner 

Mit der Quote 
ans Ziel?  
Barbara Prammer

Als Frau wird man 
nicht geboren … 
Gabriele Heinisch-Hosek 
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